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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. August 1970 

IV/ 1 -68070- E- Ob 8/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates betreffend allgemeine 
Durchführungsbestimmungen zu Artikel 6 und Artikel 7 
Absatz (1) der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 zur Fest- 
legung einiger Maßnahmen zur Sanierung der Obsterzeu- 
gung in der Gemeinschaft. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 30. Juli 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg t 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
betreffend allgemeine Durchführungsbestimmungen zu 
Artikel 6 und Artikel 7 Absatz (1) der Verordnung (EWG) 
Nr. 2517/69 zur Festlegung einiger Maßnahmen zur Sanierung 
der Obsterzeugumg in der Gemeinschaft 
(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 
zur Festlegung einiger Maßnahmen zur Sanierung 
der Obsterzeugung in der Gemeinschaft 1 ), insbeson- 
dere auf Artikel 8 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 8 Absatz (3) der Verordnung (EWG) 
Nr. 2517/69 sind allgemeine Durchführungsvorschrif- 
ten zu Artikel 6 und Artikel 7 Absatz (1) der ge- 
nannten Verordnung zu erlassen. 

Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 sieht 
im Falle der Nichteinhaltung der Verpflichtung die 
Wiedereinziehung der gezahlten Prämie vor; die 
Übernahme der finanziellen Folgen einer solchen 
Nichteinhaltung der Verpflichtung ist zu regeln - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen gemäß den einzel- 
staatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften die 
erforderlichen Maßnahmen, um bei Nichteinhaltung 
der in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b) der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2517/69 vorgesehenen Verpflich- 
tung, die gezahlten Beträge wieder einzuziehen. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die zu 
diesem Zweck getroffenen Maßnahmen, insbeson- 
dere den Stand der Verwaltungs- und Gerichtsver- 
fahren mit. 


(2) Erfolgt keine vollständige Wiedereinziehung 
der in Absatz (1) genannten Beträge, so tragen die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten die finanziel- 
len Folgen zu gleichen Teilen; dies gilt nicht bei 
Unregelmäßigkeiten oder Versäumnissen, die den 
Verwaltungen oder Einrichtungen der Mitgliedstaa- 
ten anzulasten sind; diese gehen zu Lasten der Mit- 
gliedstaaten. 

(3) Die auf Grund des Artikels 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2517/69 wiedereingezogenen Beträge 
fließen den nationalen Dienststellen oder Einrich- 
tungen zu, die ausgezahlt hatten; diese ziehen die 
Beträge zur Hälfte von den Ausgaben ab, die durch 
den Fonds, Abteilung Ausrichtung, finanziert wer- 
den. 

Artikel 2 

(1) Die Rückvergütungsanträge nach Artikel 7 Pa- 
ragraph 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 müs- 
sen sich auf die in einem Kalenderjahr von den 
Mitgliedstaaten getätigten Ausgaben beziehen und 
der Kommission einmal jährlich vor dem 30. Juni 
des folgenden Jahres vorgelegt werden. 

(2) Die Kommission beschließt vor dem Ende des 
laufenden Jahres nach Anhörung des Fondsaus- 
schusses über diese Anträge. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 15 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Um auf den Gemeinschaftsmärkten für Äpfel, 
Birnen und Pfirsiche die quantitative und quali- 
tative Anpassung des Angebotes an die Nach- 
frage zu fördern, hat der Rat mit der VO (EWG) 
Nr. 2517/69 vom 9. Dezember 1969 die Einfüh- 
rung einer Prämie für das Roden von Äpfel-, 
Birn- und Pfirsichbäumen beschlossen. 

2. Der vorliegende Vorschlag bezweckt die Fest- 
legung allgemeiner Durchführungsbestimmun- 
gen zu den Artikeln 6 und 7 Abs. 1 der VO 
(EWG) Nr. 2517/69, die vorsehen: 

- die Wiedereinziehung der ausgezahlten Prä- 
mien durch die Mitgliedstaaten, wenn die von 
den Empfängern der Prämie eingegangene 
Verpflichtung, für einen nach der Rodung be- 
ginnenden Zeitraum von fünf Jahren im Rah- 
men ihres Betriebes auf die Anlage neuer 
Äpfel-, Birn- und Pfirsischbäume zu verzichten, 
nicht eingehalten worden ist, und zwar unbe- 
schadet etwaiger Strafmaßnahmen; 

- daß den Mitgliedstaaten (durch die Abteilung 
Ausrichtung des EAGFL) 50 °/o der an die 
Begünstigten ausgezahlten Prämien erstattet 
werden. 


| 3. Die durch die Behörden oder Zahlstellen der 
Mitgliedstaaten wegen Nichteinhaltung der in 
vorstehendem Absatz - erster Gedankenstrich - 
genannten Verpflichtung wieder eingezogenen 
Beträge sollen im Hinblick auf die anteilmäßig 
gleiche Finanzierung durch die Gemeinschaft und 
die Mitgliedstaaten zur Hälfte von den Aus- 
gaben abgezogen, die vom Fonds, Abteilung 
Ausrichtung, finanziert werden. 

Die finanziellen Verluste, die dadurch entstehen, 
daß schon gezahlte Prämien nicht wieder ein- 
gezogen werden können, werden von der Ge- 
meinschaft und den Mitgliedstaaten je zur Hälfte 
getragen; ausgenommen sind Unregelmäßigkei- 
ten und Versäumnisse, die den Dienststilen oder 
Einrichtungen der Mitgliedstaaten anzulasten 
sind. 

4. Um das Verfahren bei der Abteilung Ausrich- 
tung des EAGFL zu erleichtern, ist es wünschens- 
wert, daß sich die Rückvergütungsanträge der 
Mitgliedstaaten jeweils auf die in einem Kalen- 
derjahr getätigten Ausgaben erstrecken und sie 
von der Kommission einmal jährlich vor dem 
30. Juni des folgenden Jahres vorgelegt werden. 
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